
gewesen, weil die in der Vollversammlung zur 
Schadensersatzleistung verpflichteten Mitglieder ihre 
materielle Verantwortlichkeit mit der Begründung ab­
lehnten, die Ansprüche der LPG seien ganz oder teil­
weise verjährt.

Fälligkeit und Verjährung der Ansprüche landwirt­
schaftlicher Produktionsgenossenschaften, die im Prozeß 
des OrdnungschafTens durchzusetzen sind

In der Praxis der Justizorgane bestanden unterschied­
liche Auffassungen über die Verjährung solcher An­
sprüche aus dem Genossenschaftsverhältnis, die auf der 
Vernachlässigung der genossenschaftlichen Arbeit und 
spekulativer Bereicherung aus der aufgeblähten Haus­
wirtschaft beruhten. Streitig war insbesondere die 
Frage, wann diese Schadensersatzansprüche fällig 
geworden sind. Hierbei ist davon auszugehen, daß 
eine materielle Verantwortlichkeit auch solcher Ge­
nossenschaftsbauern, die sich in spekulativer Weise 
auf Kosten ihrer LPG bereichert haben, erstmalig im 
Prozeß des Ordnungschaffens in jeder Genossenschaft 
zur Vorbereitung des VII. Deutschen Bauernkongresses 
diskutiert und bejaht wurde. Gewiß haben die LPGs 
nicht erst zu diesem Zeitpunkt festgestellt, daß z. B. mit 
der Führung einer aufgeblähten individuellen Wirt­
schaft oder mit der Bewirtschaftung nichtveranlagter 
Flächen durch einzelne Genossenschaftsmitglieder das 
Statut der Genossenschaft verletzt wurde, doch sind mit 
diesen Bauern weder prinzipielle Auseinandersetzungen 
geführt noch sind sie für ihr Verhalten materiell zur 
Verantwortung gezogen worden. Jetzt aber haben die 
Genossenschaftsbauern den Kampf um die Durch­
setzung der guten genossenschaftlichen Arbeit in jeder 
LPG aufgenommen. In der Mitgliederversammlung er­
zielen sie im Rahmen der um die Einhaltung der Sta­
tuten geführten Diskussion Klarheit über den der LPG 
von einzelnen Spekulanten durch statutenwidriges Ver­
halten zugefügten Schaden. Daher wird in diesen Fällen 
der Schadensersatzanspruch erst mit dem Beschluß der 
Mitgliederversammlung fällig, und sie entscheidet, ob 
und in welcher Höhe der Schädiger in Anspruch ge­
nommen wird (§ 17 Abs. 2 LPG-Ges.). Demnach beginnt 
die Verjährungsfrist nach § 18 Abs. 3 LPG-Ges. erst mit 
dem Schluß des Jahres, in dem dieser Beschluß der 
Vollversammlung ergangen ist, zu laufen.

Zur Beratung der Mitgliederversammlung 
über einen Schadensersatzantrag
Die große Anzahl guter Beispiele, in denen die Ge­
nossenschaften dazu übergingen, durch Diskussionen in 
den Mitgliederversammlungen Ordnung in ihrer LPG 
zu schaffen, darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen* 
daß den LPGs vielfach die umfassende Bedeutung von 
§ 17 LPG-Ges. gar nicht bewußt ist. Mit vollem Recht 
betont daher H e u e r  in seinem Beitrag in NJ 1962
S. 308, daß der Hauptzweck der auf die Durchsetzung 
von Schadensersatzansprüchen gerichteten Mitglieder­
versammlung darin besteht, „die Verantwortung aller 
Mitglieder für ihre LPG zu erhöhen, sie zu veranlassen, 
ihre eigene Meinung zu den Handlungen des Schädigers 
vor allen Bauern offen auszusprechen und durch 
richtige Differenzierung des Ersatzanspruchs eine wirk­
same Erziehung zu sichern“. Übergehend zu solchen 
Schädigungen des genossenschaftlichen Eigentums, 
derentwegen ein Strafverfahren eröffnet wurde, be­
handelt Heuer an gleicher Stelle die Frage, ob der 
Beschluß der Mitgliederversammlung auch für die 
Durchsetzung der materiellen Verantwortlichkeit in 
einem Strafverfahren in jedem Fall Voraussetzung 
einer Verurteilung zum Schadensersatz sein müsse. Er 
wendet sich gegen die hierzu von S c h i l d e  in NJ 1961 
S. 699 vertretene Auffassung und kommt zu dem Er­
gebnis, daß die Entscheidung über einen Schadens­

ersatzantrag der LPG im Strafverfahren dann nicht 
vom Vorliegen eines Beschlusses der Mitgliederver­
sammlung abhängig gemacht werden solle, wenn es um 
Genossenschaftsbauern geht, „die sich vorsätzlich am 
genossenschaftlichen Eigentum bereichert haben“. Ich 
vermag mich dieser Auffassung nicht anzuschließen.

Mit den Bestimmungen der §§ 15 ff. LPG-Ges. ist den 
Genossenschaften ein wichtiges Mittel zum Schutze 
ihres genossenschaftlichen Eigentums gegeben und 
gleichzeitig der Weg gewiesen, wie durch Einschaltung 
aller Genossenschaftsbauern die Ursachen des schädi­
genden Verhaltens eines Mitgliedes aufgedeckt, damit 
im Zusammenhang stehende Mängel in der genossen­
schaftlichen Arbeit beseitigt und gleichzeitig Maß­
nahmen zur Verbesserung der genossenschaftlichen 
Arbeit beschlossen werden können. Zumeist zeigt sich 
bei solchen Auseinandersetzungen gerade auch im Zu­
sammenhang mit der Erörterung vorsätzlicher Bereiche­
rung am genossenschaftlichen Eigentum, daß in der 
LPG herrschende Mißstände dem Schädiger sein Tun 
erleichtert haben. Dennoch liegen in den Hauptver­
handlungen der Gerichte in den seltensten Fällen — 
unabhängig davon, ob es sich um fahrlässige oder vor­
sätzliche Delikte, darunter um Fälle *der vorsätzlichen 
Bereicherung, handelt — Beschlüsse der Mitgliederver­
sammlung nach § 17 Abs. 2 LPG-Ges. vor. Es kommt 
m. E. in erster Linie darauf an, auch im Strafverfahren 
dem Beschluß der Mitgliederversammlung die Bedeu­
tung zuzumessen, die ihm nach § 17 LPG-Ges. zu­
kommt. Daher sollte auch bei Vorliegen eines Bereiche­
rungsdelikts über einen Schadensersatzantrag der LPG, 
der nicht Gegenstand der Beratungen und Beschluß­
fassung in der Mitgliederversammlung war, im An­
schlußverfahren der Höhe nach nicht entschieden wer­
den2. Es kommt nicht darauf an zu prüfen, bei welchen 
Fallgruppen es des Vorliegens eines Beschlusses der 
Mitgliederversammlung nicht bedarf, sondern durch­
zusetzen, daß die Gerichte bei Eröffnung des Strafver­
fahrens die LPG auf § 17 LPG-Ges. hinweisen und auf­
fordern, den in der Regel fehlenden Beschluß bis zur 
Hauptverhandlung nachzuholen.

Zur Höhe des Schadensersatzes

Auch in den von Heuer erörterten Fällen muß sich die 
Mitgliederversammlung dazu äußern, in welcher Höhe 
sie den Schädiger zum Ersatz des von ihm verursachten 
Schadens in Anspruch nehmen will. Nicht immer wird 
es zweckmäßig und von erzieherischem Wert sein, wenn 
der Ersatz des vollen Schadens und des Produktions­
ausfalls verlangt wird. Das folgende Beispiel soll der 
Untermauerung dieser Auffassung dienen.
In der Strafsache S 88/61 hatte sich der Schweine­
meister einer LPG Typ III vor dem Kreisgericht 
Altentreptow wegen imsachgemäßer Behandlung der 
Schweine, Verursachung hoher Sauenverluste und 
wegen Futterdiebstahls zu verantworten. Der Vorstand 
der LPG stellte Schadensersatzantrag für sieben Sauen,
53 dz Getreide und Schrotgeld. In der Hauptverhand­
lung kam zur Sprache, daß infolge der Mißwirtschaft 
des Schweinemeisters jahrelang die Planerfüllung ge­
fährdet war und die Genossenschaft in den Jahren 1959 
bis 1961 für etwa 54 000 DM Läufer zukaufen mußte, 
um ihr Abgabesoll erfüllen zu können. Der durch Ver- 
endung der Sauen und durch Futterdiebstahl zugefügte 
Schaden wurde auf 13 648 DM beziffert und vom 
Vorstand in dieser Höhe im zivilrechtlichen Anschluß­
verfahren gefordert, ohne daß ein Beschluß der Mit-cg?

2 Hier bleibt die Frage often, ob ohne Vorliegen des Be­
schlusses der Mitgliederversammlung im zivilrechtlichen An­
schlußverfahren eine Verurteilung dem Grunde nach — wie 
Schilde bejaht — überhaupt erfolgen kann. Sie bedarf jedoch 
m. E. einer erneuten Prüfung.
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